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Das Völkerrecht verbietet den Ersteinsatz von Kernwaffen
Zu einer bemerkenswerten Studie des Stockholmer Friedensforschungsinstituts

Prof. Dr. habil. EDITH OESER und Dr. GISELA SCHMITT,
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

Die Erhaltung des Weltfriedens, die Beseitigung der atomaren 
Bedrohung ist heute die Hauptäufgabe für die Festigung und 
Erhöhung der Sicherheit aller Staaten und Völker. Sie stellt 
sich als ein existentielles Problem der Menschheit. Immer 
mehr Stimmen der Vernunft und des Realismus aus den ver­
schiedensten Kreisen der Weltöffentlichkeit fordern konkrete 
Maßnahmen, um die größte Gefahr für die menschliche Zivi­
lisation — ihre atomare Vernichtung — zu verhindern. Haupt­
mittel zur Lösung dieser Aufgabe sind Rüstungsstopp, Rü­
stungsbegrenzung und Abrüstung.

Am 15. Januar 1986 legte die Sowjetunion ein Programm 
vor, das es ermöglicht, die Erde bis zum Jahre 2000 vollstän­
dig von nuklearen Waffen zu befreien.1 Mit diesen umfas­
senden Vorschlägen zur Reduzierung der nuklearen Rüstun­
gen, zur Beseitigung aller vorhandenen Kernwaffen und zur 
Liquidierung der chemischen Waffen sowie zur Reduzierung 
der konventionellen Streitkräfte und Rüstungen wurde ein 
Konzept unterbreitet und mit praktischen Maßnahmen zur 
Realisierung verbunden, das gleiche Sicherheit für alle bietet 
und den Staaten und Völkern eine Perspektive des Friedens 
eröffnet.

Die Verwirklichung dieses im Interesse der gesamten 
Menschheit liegenden Programms wäre nicht nur ein realer 
Schritt zum Stopp des Wettrüstens auf der Erde und zur 
Verhinderung seiner Ausdehnung auf den Weltraum; viel­
mehr könnten damit gleichzeitig Mittel zur Lösung globaler 
Probleme — wie Bekämpfung von Hunger und Krankheit in 
verschiedenen Regionen der Erde, Überwindung ökonomischer 
Rückständigkeit, effektiver weltweiter Umweltschutz — frei­
gesetzt werden.

Die Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages haben 
sich seit jeher konsequent für eine allgemeine und voll­
ständige Beseitigung von Kernwaffen ausgesprochen. Auf 
ihrer Sofioter Beratung im Oktober 1985 betonten sie, daß bis 
zur Erreichung dieses Zieles „die von ihnen früher unterbrei­
teten Vorschläge zum Verzicht aller Kernwaffenmächte auf 
die Erstanwendung dieser Waffen, zum umfassenden Verbot 
ihrer Erprobung und ihrer Weiterverbreitung, in welcher 
Form auch immer, in Kraft bleiben“. Zugleich erklärten die 
Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages, „daß die Staa­
ten, die keine Kernwaffen besitzen und auf deren Territorium 
es solche Waffen nicht gibt, das uneingeschränkte Recht auf 
zuverlässige völkerrechtliche Garantien dafür haben, daß ge­
gen sie keine Kernwaffen angewendet werden “.2

Die internationale Diskussion zum Verbot 
des Ersteinsatzes von Kernwaffen

Das Verbot des Ersteinsatzes von Kernwaffen steht seit lan­
gem im Mittelpunkt des Kampfes der UdSSR und der an­
deren Länder der sozialistischen Gemeinschaft sowie der zu­
nehmend breiter werdenden Friedensbewegung der Welt. Die 
Herbeiführung einer Situation, in der alle Staaten, die Kern­
waffen besitzen, eindeutig gegenüber der Weltöffentlichkeit 
erklären, daß sie nicht als erste von diesen Waffen Gebrauch 
machen, betrachten die Friedenskräfte in allen Ländern als 
eine grundlegende Maßnahme, um — bis zur vollständigen 
Liquidierung der Kernwaffen — die Gefahr feines Kernwaf­
fenkrieges zu mindern. Angesichts der Stationierung US-ame­
rikanischer nuklearer Mittelstreckenraketen in Westeuropa 
und der damit notwendig gewordenen Gegenmaßnahmen der 
Staaten des Warschauer Vertrages, auf Grund des heute in 
der Welt vorhandenen Potentials nuklearer Vernichtungs­
waffen und der Gefahr der kosmischen Stationierung nukle­
arer Waffen im Rahmen des Weltraumrüstungs-Programms 
der USA (SDI) wurde die Frage des Ersteinsatzes von Kern­
waffen zu einem zentralen Problem der Auseinanderset­
zung.

Bekanntlich enthält das Zusatzprotokoll II zum Vertrag 
über das Verbot der Kernwaffen in Lateinamerika (Vertrag 
von Tlatelolco) vom 14. Februar 19671 2 3 als bisher einziges (re­
gionales) internationales Abkommen eine ausdrückliche Ver­
pflichtung zur Nichtanwendung von Kernwaffen. Die UdSSR 
und die VR China sowie andere Staaten haben dieses Zusatz­

protokoll unterzeichnet.4 Die UdSSR und die VR China sind 
aber bisher die einzigen, die einseitige Erklärungen über den 
Verzicht auf den Ersteinsatz von Kernwaffen generell ab­
gegeben haben.3 6

Obwohl fes — über diese Dokumente hinaus — bisher keine 
universelle Vereinbarung der Staaten gibt, die den Einsatz 
von Kernwaffen ausdrücklich untersagt, kann das Verbot 
ihres Ersteinsatzes aus dem Gewaltverbot, wie es in Art. 2 
Ziff. 4 der UN-Charta juristisch fixiert ist, in Verbindung 
mit den Prinzipien des humanitären Völkerrechts und den 
Bestimmungen zu bereits bestehenden Waffenverboten nach­
gewiesen werdend Das Verbot des Angriffskrieges aus Art. 2 
Ziff. 4 der UN-Charta bewirkt, daß jede Auslösung einer 
Aggression völkerrechtswidrig ist Das gilt auch und beson­
ders, wenn sie mit Kernwaffen begonnen wird. Das ist eine 
eindeutige Verletzung zwingenden Völkerrechts.7 Der Erst­
einsatz von Kernwaffen verstößt auch gegen völkerrechtliche 
Regeln der Kriegführung (humanitäres Völkerrecht), insbe­
sondere gegen Normen und Prinzipien der Haager Land­
kriegsordnung von 19078, das Genfer Protokoll über das Ver­
bot der Verwendung von erstickenden, giftigen oder ähnli­
chen Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln im Kriege 
von 19259 10 11, die vier Genfer Abkommen zum Schutz von Opfern 
internationaler bewaffneter Konflikte von L94910 sowie das 
Ergänzungsprotokoll I zu diesen Abkommen von 197711 
u. a.12.

Diese von der sozialistischen Völkerrechtswissenschaft 
vertretene Position zum völkerrechtlichen Verbot des Erst­
einsatzes von Kernwaffen wird auch von einer Reihe bürger­
licher Juristen weitgehend geteilt. Unter Bezugnahme auf den 
Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher, in dem 
der Aggressionskrieg als das schwerste internationle Verbre­
chen bestimmt wurde, bezeichnet z. B. John H. E. Fried die 
Vorbereitung und Planung, den Beginn oder das Führen 
„eines aggressiven Atomkrieges als ein noch größeres Ver­
gehen“.13

Dife Forderung nach einem durch ein internationales Ab­
kommen ausdrücklich vereinbarten Verbot des Ersteinsatzes 
von Kernwaffen wird heute innerhalb der UNO, von Wissen­
schaftlern, Politikern, Militärs sowie im Rahmen der Frie­
densbewegung von den verschiedensten politischen und ge-
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